
15 Jahre Zeit 
zum Hausbau 
Gottenheimer Gemeinderat verabschiedete Baulandgrundsätze 

GOTTENHEiM (ms). Über zwei Jahre 
streiten die Gottenheimer Gemeinde- 
räte schon über ailgemeine Bauland- 
grundsätze der Gemeinde. In der 
jüngsten Gemeinderatssitzung hatte 
die Verwaltung nun einen konsensfa- 
higen Entwurf vorgelegt, der mit eini- 
gen Änderungen dann auch mit nur ei- 
ner Gegenstimme beschlossen wurde. 
Nun will die Verwaltung mit Hoch- 
druck an die Entwicklung des seit lan- 
gem geplanten Baugebietes Stein- 
acker/Berg gehen. 

Nach der turbulenten Bürgerversamm- 
lung habe es ein sehr konstruktives Ge- 
spräch mit den Grundstückseignern von 
Steinacker/Berg gegeben, berichtete 
Bürgermeister Alfred Schwenninger. Als 
Ergebnis dieses Gespräches und der vor- 
hergehenden Diskussionen im Gemein- 
derat habe die Verwaltung nun einen 
neuen Entwurf für allgemeine Bauland- 
grundsätze vorgelegt. Kernpunkte darin 
seien die Bauverpflichtung für die Eigen- 
tlimer von sieben bis 15 Jahren ab Bau- 
reife, eine Härtefallregelung, der Ab- 
schluss eines Ersahließungsvertrages 
mit den Eigentümern, der der Gemeinde 
Kostenneutralität garantiert, und eine 
freiwillige Umlegung. 

Daraus hervorgehen soll ein Flächen- 
abzug für Straßen, Wege, Grünflächen, 
Spielplätze und Versorgungsanlagen so- 
wie ein Infrastrukturkostenbeitrag. Wei- 
terhin möchte die Verwaltung ein Neu- 
baugebiet davon abhängig machen, dass 
die Gemeinde einen Teil der Grundstü- 
cke erwerben kann, um so einkommens- 
schwächeren und bauwilligen Bürgern 
zu ermöglichen, ebenfalls Wohneigen- 
tum zu erwerben. 

Alfons Hertweck (CDU) lobte das Ge- 
spräch mit den Grundstückseignern. Es 
sei sehr konstruktiv gewesen. Im neuen 
Bauiandrichtlinienentwurf fehlten ihm 
aber die Vorhaltung von Flächen für bau- 
willige Bürger, die kein Eigentum in dem 
Neubaugebiet hätten. Er schlug hierzu 
eine Quote von 30 Prozent an. 

Birgit Wiloth-Sacherer (SPD) fragte, 
ob es denn schon Entschuldigungen für 
die Beleidigungen in der Bürgerver- 
sammlung gegeben habe. Zudem solle 
doch geklärt, ob Gemeinderat Harald 
Schönberger (FBL) befangen sei. Die 
,,begründeten Härtefälle" bei den Bau- 

fristen hätten in einem Grundsatzpapier 
nichts zu suchen, befand sie. Zudem sei 
sie dagegen, dass der Infrastrukturfolge- 
kostenausgleich auch in Geld abgegolten 
werden kann, hier sollten Rächen für 
andere Bauwillige vorgehalten werden. 

Lioba Himmelsbach (Frauenliste) ur- 
teilte: „Die Gemeinde hat nicht die Auf- 
gabe, die höchstmöglichen Preise für die 
Eigentümer zu erzielen." Außerdem ge- 
falle es ihr nicht, dass Investoren die 
Grundstücke mit höchstmöglichem Ge- 
winn an Leute ohne Bezug zum Ort ver- 
kaufen könnten. Sie könne sich bei ei- 
nem großen Baugebiet Baufristen bis zu 
20 Jahren vorstellen. Zudem sollten die 
Eigentümer in einen bestimmten Zeit- 
raum nur an Personen mit Bezug zum 
Ort verkaufen können. 

Walter Rambach (FWG) erklärte: „Ich 
hatte mich gefreut, als ich die Unterla- 
gen bekommen hatte. Ich habe geglaubt, 
man habe nun einen guten Kompromiss 
gefunden. Doch nun sind wir weit davon 
entfernt". Er sei gegen solche Eingriffe 
ins Privateigentum, erklärte Rambach. 

Anschließend stellte der Bürgermeis- 
ter die Kernpunkte der Richtlinien ein- 
zeln zur Abstimmung. Für eine zeitlich 
begrenzte Bauverpflichtung auf bis zu 15 
Jahre ohne ausdrückliche Härtefallrege- 
lung stimmten zehn Rate, Walter Ram- 
bach war hier als einziger dagegen. 

Offen bleibt, ob 
Land ausgelöst wird 

Die kostenneutrale Erschließung und 
der Abschluss eines Erschließungsver- 
trages wurden anschließend vom Rat 
ebenso akzeptiert, wie ein möglichst 
sparsamer Flachenabzug für öffentliche 
Bedarfsflächen. Die Infrastrukturfolge- 
kosten sollen durch einen angemesse- 
nen Beitrag (zehn Prozent) der Einwurfs- 
Flache abgegolten werden, das Wort 
„mindestens" wurde abgelehnt. Ob die- 
ser Beitrag auch in Geld abgegolten wer- 
den kann, solle der Gemeinderat im Ein- 
zelfall entscheiden. Erst beim konkreten 
Baugebiet solle festgelegt werden, ob der 
Gemeinde ein gewisser Anteil eigener 
Flachen für bauwillige Bürger ausreicht 
oder die Entwicklung über ein Einheimi- 
schen-Modell gesteuert werden soll. 
Den allgemeinen Richtlinien stimmte 
der Gemeinderat anschließend bei einer 
Gegenstimme zu. 


